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Prekäre Erwerbsarbeit – Ursache gesellschaftlicher 
Desintegration? 

Klaus Kraemer 

In der Studie Les métamorphoses de la question sociale hat Robert Castel (1995, deutsch 
2000) die These einer doppelten Spaltung der Arbeitsgesellschaft formuliert. Aus-
gangspunkt dieser Überlegungen ist die Annahme, dass Beschäftigungsverhältnisse 
an Bedeutung verlieren, die nicht unmittelbar den kurzzyklischen Marktrisiken von 
Erwerbsunternehmen ausgesetzt sind, sondern dauerhafte soziale Statussicherung 
ermöglichen. Dieser relativ geschützten, aber schrumpfenden »Zone der Normali-
tät« steht eine größer werdende »Zone der Entkoppelung« gegenüber, in der sich die 
»Entbehrlichen« und »Überflüssigen« der Arbeitsgesellschaft befinden, die nicht nur 
vorübergehend, sondern dauerhaft von legaler Erwerbsarbeit ausgeschlossen sind 
(vgl. Kronauer 2002; Franzpötter 2003). Zwischen diesen beiden Polen der Arbeits-
gesellschaft hat sich Castel zufolge eine »Zone der Prekarität« herausgebildet, die 
vor allem Zeit– und Leiharbeit, geringfügige Beschäftigung und marginale Selbst-
ständigkeit sowie befristete Projektarbeit und Vollerwerbsarbeit im Niedriglohn-
sektor umfasst (vgl. hierzu Letourneux 1998; Pietrzyk 2003; Vogel 2004). Die kon-
tinuierliche Ausbreitung der »Zone der Prekarität« interpretiert Castel als schlei-
chende Rekommodifizierung der Arbeitskraft, da die für die fordistische Arbeitsge-
sellschaft noch charakteristische enge Kopplung von Berufsarbeit und sozialen 
Sicherheitsgarantieren aufgehoben wird. Für Castel ist Beschäftigung in der »Zone 
der Prekarität« in besonderer Weise »verwundbar« geworden, da kollektive Rege-
lungssysteme geschwächt und soziale Sicherungen abgebaut werden. Diese Überle-
gungen verdichten sich in der These, dass mit der Ausbreitung ungeschützter Er-
werbsarbeitsformen ein zentrales »Fundament der gesellschaftlichen Integration« 
(2001: 88) zur Disposition gestellt wird. 

In Anlehnung an Castels arbeitsgesellschaftliches Zonenmodell soll in diesem 
Beitrag1 die These diskutiert werden, inwieweit mit der Ausbreitung prekärer Be-

—————— 
 1  Die folgenden Überlegungen basieren auf empirischem Material, das im Rahmen des Forschungs-

projekts »Prekäre Beschäftigungsverhältnisse« erhoben worden ist (Leitung: Klaus Dörre). Material-
basis sind circa 120 leitfadenstrukturierte Einzelinterviews, Expertengespräche sowie Gruppenge-
spräche, die in allen drei »Zonen« der Arbeitsgesellschaft durchgeführt worden sind. Das Projekt ist 
Teilprojekt im BMBF–Forschungsverbund »Desintegrationsprozesse – Stärkung von Integrations-
potentialen einer modernen Gesellschaft«. Zum Projektteam gehört Frederic Speidel. 
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schäftigung das Integrationspotential von Erwerbsarbeit geschwächt wird. In einem 
ersten Schritt ist zunächst ein soziologisches Verständnis von prekärer Erwerbsar-
beit zu entwickeln (1). Hierauf aufbauend ist sodann darzulegen, inwiefern diese 
Form von Beschäftigung arbeitsweltliche Desintegrationserfahrungen schüren kann. 
In Abgrenzung zu kausal–linearen Desintegrationsannahmen ist zugleich zu ver-
deutlichen, dass Desintegrationserfahrungen mit vielfältigen Reintegrationsbemü-
hungen von prekär Beschäftigten einhergehen (2). Auf dieser Grundlage sind die 
zonenübergreifenden Effekte von Prekarisierung zu erörtern. Im Einzelnen ist zu 
problematisieren, inwiefern Prozesse sozialer Prekarisierung auf die Zone regulärer 
Beschäftigungsverhältnisse ausstrahlen (3). Abschließend wird die These entwickelt, 
dass mit der interzonalen Diffusion von Prekarisierungsängsten ein arbeitsweltlicher 
Integrationsmodus an Bedeutung gewinnt, der weniger auf sozialer Teilhabe und 
Partizipation beruht, sondern auf Drohungen und Disziplinierungen einerseits und 
Hoffnungen andererseits, die Zone prekärer Beschäftigung in Richtung einer stabi-
len Erwerbsarbeit verlassen oder den Abstieg in die Prekarität verhindern zu kön-
nen (4). 

1. Prekäre Erwerbsarbeit – Eine begriffliche Annäherung  

Wie selbstverständlich werden Begriffe wie »Prekariät« oder »Prekarisierung« in 
jüngerer Zeit verstärkt verwendet, um soziale Probleme benennen zu können, die 
mit dem Wandel von Arbeit und Beschäftigung verbunden sind. In soziologischer 
Hinsicht ist die Verwendung des Prekarisierungsbegriffs allerdings erläuterungsbe-
dürftig (vgl. auch Kraemer/Speidel 2004). Zunächst ist davon auszugehen, dass es 
keine Erwerbsarbeit gibt, die aufgrund spezifischer Merkmale oder Eigenschaften 
an und für sich als »prekär« bezeichnet werden könnte. Erwerbsarbeit und die sozi-
alen Umstände, unter denen sie verrichtet wird, sind nicht allein schon deshalb als 
prekär zu kennzeichnen, weil sie so sind wie sie sind, sondern weil sie in Relation zu 
anderen Beschäftigungsformen und ihren jeweiligen sozialen Umständen als prekär 
bewertet werden. »Prekarität« ist das Ergebnis sozialer Zuschreibungen und Klassi-
fikationen auf der Basis eines normativen Vergleichsmaßstabs. Genauer formuliert 
kann die »Prekarität« einer Erwerbsarbeit nicht substantialistisch, sondern nur im 
Verhältnis zu Beschäftigungsverhältnissen bestimmt werden, deren soziale Geltung 
üblicherweise mit den Attributen »regulär« oder »normal« umschrieben wird. Bevor 
also geklärt werden kann, was unter »prekärer« Erwerbsarbeit zu verstehen ist, ist 
zunächst der normative Referenzmaßstab von prekärer Erwerbsarbeit selbst, das 
heißt »normale« Erwerbsarbeit, in den Blick zu nehmen. 
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Im Unterschied zu anderen abhängigen Beschäftigungsformen wird oder wurde 
doch zumindest lange Zeit von regulärer, »normaler« Erwerbsarbeit immer dann 
gesprochen, wenn mit ihrer Ausübung spezifische Sicherheitsgarantien und Rechts-
ansprüche verbunden sind, die eine stabile gesellschaftliche Statusposition begrün-
den. Genauer betrachtet wird das »Normale« an »Normalarbeitsverhältnissen« (Mü-
ckenberger 1985) auf sozial generalisierte Erwartungsmuster bezogen, die mit einem 
spezifischen Arbeitnehmerstatus verbunden sind: Diese Erwartungsmuster rekur-
rierten erstens auf die Unbefristung eines Arbeitsvertrages, die als selbstverständlich 
angesehen wird und berufliche beziehungsweise biografische Planungssicherheit 
verspricht; zweitens auf ein Arbeitszeitmodell, das sich an der Norm der Vollzeitbe-
schäftigung orientiert und auf die wöchentlichen Werktage gleichmäßig verteilt ist; 
drittens auf eine stabile Entlohnung der Arbeitsleistung nach Arbeitszeit, beruflichem 
Status und familiärer Stellung sowie viertens auf ein bestimmtes Niveau der sozialen 
und arbeitsrechtlichen Absicherung Bezug nimmt, das – von Männern – als obliga-
torisch angesehen wird, um als »Ernährer« den Lebensunterhalt einer Familie be-
streiten zu können. Ein derartiges »Normalarbeitsverhältnis« garantiert gesetzliche 
Schutzrechte, kollektive Tarifleistungen und betriebliche Vergünstigungen (Be-
triebsrenten, Sozialpläne, Qualifizierungsmaßnahmen), wobei hervorzuheben ist, 
dass das Niveau der sozialen Absicherung mit Dauer der Betriebszugehörigkeit 
(Senioritätsprinzip) und der Kontinuität der Erwerbsbiografie (Sozialversicherungs-
ansprüche) zunimmt.  

An der schrittweisen Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Gesetzgebung 
der Bundesrepublik seit Mitte der 1980er Jahre kann abgelesen werden, dass das 
Normalitätsmuster abhängiger Erwerbsarbeit in der bislang gültigen Form seine 
Selbstverständlichkeit als normativer Bewertungsmaßstab für die gesetzliche Regu-
lierung von abhängiger Beschäftigung verloren hat. War es beispielsweise noch bis 
Anfang der 1970er Jahre das erklärte Ziel von Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsrecht, 
atypische Beschäftigungsformen an die sozialen Standards »regulärer« Beschäftigung 
heranzuführen, so hat sich das Blatt inzwischen vollständig gewendet. Die Neuaus-
richtung wird mit der Erwartung verbunden, dass eine reibungsärmere Reintegra-
tion von Erwerbslosen in den Arbeitsmarkt besser gelingen könne. So sind in den 
letzten beiden Jahrzehnten mit Inkrafttreten beziehungsweise Novellierung unter 
anderem des Beschäftigungsförderungsgesetzes (1985), des Arbeitszeitgesetzes (1994), des 
Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetzes (1996), des Teilzeit- und Befristungsgesetzes 
(2001), Job-AQTIV-Gesetzes (2002) sowie der Gesetze für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt, den sogenannten Hartz-Gesetzen (2003/2004), sukzessive neue 
gesetzliche Grundlagen geschaffen worden, die darauf abzielen, auf breiter Linie 
»atypische« Beschäftigungsformen zu fördern (vgl. Jahn/Rudolph 2002a, b; Ru-
dolph 2003). Hinzu kommen eine Reihe weiterer sozial- und arbeitsmarktpolitischer 
Weichenstellungen, die sich vom normativen Leitbild sozial geschützter Nor-
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malarbeitsverhältnisse abwenden. Zu nennen ist etwa die Absenkung gesetzlicher 
Mindeststandards von Arbeitsverträgen, die Lockerung des Kündigungsschutzes 
sowie Leistungskürzungen bei Krankenversicherung und gesetzlichen Rentenbezü-
gen. Und schließlich wird der Druck zur Aufnahme unterdurchschnittlich ge-
schützter »atypischer« Erwerbsarbeit dadurch erhöht, dass Unterstützungsleistungen 
für Erwerbslose gekürzt und Zumutbarkeitsregeln der Arbeitsvermittlung (»Hartz 
IV«) verschärft werden (vgl. Lessenich 2003; Bothfeld/Gronbach/Seibel 2004; Rüb 2004). 

Wie kann nun aber genauer Prekarität in einem relationalen Sinne bestimmt 
werden? In der einschlägigen Literatur gilt eine Erwerbsarbeit dann als »prekär«, 
wenn die für ein Normalarbeitsverhältnis charakteristischen sozialen, rechtlichen 
und betrieblichen Standards unterschritten werden. Demzufolge ist Prekarität nicht 
identisch mit vollständiger Ausgrenzung aus dem Erwerbssystem, absoluter Armut, 
totaler sozialer Isolation, irreversiblem Kontrollverlust und absoluter Apathie. 
Prekarität kann nur an gesellschaftlichen Normalitätsstandards gemessen werden, 
die ihrerseits historischen Veränderungen unterliegen (vgl. Mayer-Ahuya 2003: 
14ff.). Die Vorzüge einer derartigen Definition liegen in der strikt relationalen He-
rangehensweise sowie darin begründet, dass die strukturellen Veränderungen von 
Arbeitsverhältnissen zum Bezugspunkt der Analyse gemacht werden. Um die Preka-
risierungsproblematik in ihrer ganzen gesellschaftlichen Bedeutung in den Blick 
nehmen zu können, ist es gleichwohl unverzichtbar, Prekarisierung nicht nur als 
objektive Benachteiligung im Sinne einer statistischen Abweichung von einem 
Normalstandard zu fassen. Um die Integrationsproblematik atypischer Beschäfti-
gungsformen in einem umfassenderen Sinne thematisieren zu können, erscheint es 
sinnvoll, die »objektive« Identifikation von Prekarisierungsprozessen um eine »sub-
jektive« Komponente zu erweitern. Die Differenzierung zwischen objektiven Preka-
risierungsprozessen und subjektiven Prekarisierungsängsten ist insofern von 
zentraler Bedeutung für die hier verfolgte integrationstheoretische Fragestellung, da 
dadurch die relationale Wahrnehmung zwischen Prekarisierten und Nicht-Prekari-
sierten eingefangen werden kann. Der Prekarisierungsbegriff greift nämlich zu kurz, 
wenn er lediglich auf ein objektiv messbares, erhöhtes Risiko instabiler und unge-
schützter Beschäftigung Bezug nimmt. Gerade aus einer soziologischen Perspektive 
ist es zwingend erforderlich, Prekarisierung immer auch als soziales Phänomen zu 
begreifen, das nicht isoliert betrachtet werden kann, sondern an eine relationale 
Wahrnehmung zwischen Prekarisierten und Nicht-Prekarisierten gebunden ist. Damit 
ist ein klassisches soziologisches Problem angesprochen, nämlich die Frage, wie das 
Verhältnis zwischen Erwerbslage und Arbeitsbewusstsein zu beschreiben ist. Neben 
den sozioökonomischen und institutionellen Strukturmerkmalen prekärer Beschäfti-
gung dürfen nämlich latente oder manifeste Prekarisierungsängste nicht übersehen 
werden. So ist immer zugleich auch die subjektiv artikulierte Sorge in den Blick zu 
nehmen, die eigene, bisher als sicher wahrgenommene Beschäftigungssituation 
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könne in einem wachsenden Umfeld prekarisierter Erwerbsarbeit an Stabilität und 
Sicherheit einbüßen, selbst wenn dies aufgrund der eigenen »objektiven« Beschäfti-
gungslage noch so unwahrscheinlich erscheint. Es sind also nicht nur objektive 
Prekarisierungsprozesse zu thematisieren, sondern zudem jene subjektiven Prekarisie-
rungsängste, die auch in bisher noch integrierten Sektoren des Arbeitsmarktes anzu-
treffen sind. 

Prekarisierungsängste sind oftmals latenter Natur. Sie können allerdings buch-
stäblich über Nacht manifest werden, wenn etwa Befürchtungen aufkeimen, der bis-
herige berufliche Werdegang könne in eine prekäre Befristungskarriere einmünden; 
wenn mit der Übernahme des Betriebes durch ein konkurrierendes Unternehmen 
die im Laufe der Unternehmenszugehörigkeit erworbenen Rechtsansprüche und 
Schutzregelungen unterminiert werden; wenn unternehmensinterne Reorganisatio-
nen und Umstrukturierungen die eigene Position innerhalb der betrieblichen Status-
hierarchie schwächen; wenn der eigene Arbeitsplatz durch unternehmens-externes 
Personal (»Outsourcing«) substituiert wird; oder wenn private Finanzierungsmo-
delle, auf denen ganze Lebensplanungen (zum Beispiel Hausbau, Immobiliener-
werb, private Altersvorsorge) gründen, im Falle von erzwungener Arbeitslosigkeit 
wie ein Kartenhaus in sich zusammen fallen. Prekarisierungsängste sind somit so-
wohl innerhalb als auch außerhalb einer als objektiv prekär definierten Zone des 
Arbeitsmarktes in den Blick zu nehmen. Die Ausbreitung derartiger Verunsicherun-
gen und Prekarisierungsängste (vgl. Fuchs/Conrads 2003) verweist auf den Grad 
der Verallgemeinerung sozialer Verunsicherung. Von sozialer Verunsicherung kann 
immer dann gesprochen werden, wenn sowohl einzelne Lebenspläne als auch um-
fassendere Lebenskonzepte bis hin zur Konstruktion berufs-biografischer Identitä-
ten als bedroht wahrgenommen werden. Nur wenn eine derartige erweiterte Per-
spektive eingenommen wird, kann auch das Bedrohungspotential von Prekarisie-
rung und seine soziale »Ausstrahlung« auf andere, bislang standardisierte Beschäfti-
gungsformen problematisiert werden. Selbst wenn nach objektiver Definition 
Prekarität gegenwärtig nicht die Mehrheit der Beschäftigungsverhältnisse kenn-
zeichnet, sondern sich auf bestimmte Segmente der Arbeitswelt beschränkt, so 
können Prekarisierungsängste gesellschaftsweit diffundieren und in Bereiche vor-
dringen, in denen man diese aufgrund eines (über-)durchschnittlichen sozialen 
Absicherungsniveaus von Erwerbsarbeit bislang kaum vermuten konnte. 

Prekäre Erwerbsarbeit ist in einem weiten Spektrum atypischer Beschäftigungs-
formen anzutreffen, das Zeit- und Leiharbeit, Scheinselbstständigkeit, Teilzeitarbeit, 
geringfügige Beschäftigung und Vollerwerbsarbeit im Niedriglohnsektor sowie 
befristete Erwerbsarbeit auf Projekt- und Werkvertragsbasis umfasst. Hervorzuhe-
ben ist in diesem Zusammenhang, dass allerdings nicht jede atypische Beschäftigung 
als prekär bezeichnet werden kann. Hinter ein und derselben Beschäftigungsform 
können sich unterschiedliche arbeitsweltliche Wirklichkeiten verbergen. Stets ist in 



666 P L E N U M  X :  U N G L E I C H E R  › W E R T ‹  D E R  A R B E I T  

 

Rechnung zu stellen, dass ein und dieselbe Arbeitsstelle mit vergleichbaren sozialen 
Merkmalen und institutionellen Rahmenbedingungen unterschiedlich bewertet 
werden kann. Die Bewertung ist immer zugleich auch von den berufsbiografisch, 
soziallagespezifisch oder geschlechtlich gefilterten Erwartungshaltungen abhängig. 
Für die allermeisten Formen flexibler, atypischer Beschäftigung gilt gleichwohl, dass 
sie ein prekäres Potential (Mayer-Ahuya 2003: 29; Dörre 2003: 24) beinhalten, welches 
sich unter genauer zu eruierenden Bedingungen entfalten oder auch eingehegt wer-
den kann. Das prekäre Potential einer geringfügigen Beschäftigung auf 400-Euro-
Basis wird beispielsweise dann nicht geweckt, sondern schlummert lediglich weiter, 
wenn diese Tätigkeit nur deswegen aufgenommen worden ist, um das Erwerbsein-
kommen eines Familienhaushalts aufzubessern (»Hinzuverdienst«) oder familiäre 
Verpflichtungen (Kinderbetreuung) wahrgenommen werden und die betreffende 
Person ansonsten, etwa über risikoabsorbierende Haushaltsstrukturen beziehungs-
weise stabile Partnerbeziehung abgesichert ist. Ändern sich jedoch infolge von 
Scheidung oder Trennung die Lebensumstände, dann wird das schlummernde 
prekäre Potential buchstäblich über Nacht sozial wirksam und die vormals er-
wünschte geringfügige Beschäftigung leicht zu einer Armutsfalle. In aller Regel 
reicht eine geringfügige Beschäftigung nämlich weder zur eigenständigen Bestreitung 
eines existenzsichernden Lebensunterhalts aus noch garantiert sie die üblicherweise 
an reguläre Dauer- und Vollzeitbeschäftigung gekoppelten Rechtsansprüche wie 
Kündigungsschutz, Abfindungsregelungen oder Anwartschaften für Rentenansprü-
che. 

Auch reicht der Tatbestand der Befristung keineswegs aus, um das Prekarisie-
rungspotential eines Arbeitsverhältnisses abschätzen zu können. Vielmehr müssen 
die mit einer befristeten Beschäftigung verbundenen Erwartungshaltungen, Er-
werbsmotive und Handlungsoptionen selbst in den Blick genommen werden. Zu 
fragen wäre deswegen, ob die Aufnahme einer atypischen Beschäftigung gewollt oder 
erzwungen ist? Dient diese als »Sprungbrett«, um auf dem Arbeitsmarkt wieder Fuß 
zu fassen oder wird sie als provisorische »Übergangslösung« wahrgenommen, um 
eine erwerbsbiografische Lücke auszufüllen? Ermöglicht sie den Wiedereinstieg ins 
Berufsleben, zum Beispiel nach der Betreuungsphase von Kindern im eigenen 
Haushalt? Wird sie als schlichter »Hinzuverdienst« angesehen, um das Haushaltsein-
kommen »aufzubessern«? Oder wird sie als aufgeherrschter Dauerzustand angese-
hen, der keine alternativen Beschäftigungsoptionen mehr zulässt? In dem einen Fall 
ist man beispielsweise von Befristung »betroffen«, weil sie die einzige Erwerbsalter-
native zur Arbeitslosigkeit darstellt. In dem anderen Fall kann Befristung aber auch 
eine kaum vermeidbare Episode im Verlauf einer Erwerbsbiografie sein, um sich 
bestimmte Berufschancen und Karrierewege offen zu halten. Natürlich kann sich 
auch im zweiten Falle das prekäre Potential einer Befristung entfalten; und zwar 
zeitversetzt immer dann, wenn sich die mit dem Umweg einer Befristung verbun-
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denen beruflichen Erwartungen als unrealistisch erweisen. Allgemeiner formuliert: 
Ohne einem strukturvergessenen Voluntarismus das Wort reden zu wollen, ist die 
Frage der Handlungsfähigkeit (capability) (Giddens 1988) aufzuwerfen und auf die 
Gruppe atypisch Beschäftigter zu beziehen, da ansonsten das prekäre Potential 
atypischer Beschäftigungsformen unter unterschiedlichen sozialen Kontextbedin-
gungen nicht annäherungsweise abgeschätzt werden kann. Gerade aus einer aufge-
klärten akteurs- beziehungsweise handlungstheoretischen Perspektive, die zugleich 
den strukturellen Kontext, in dem gehandelt wird, in Rechnung stellt, macht es 
jedenfalls einen bedeutsamen Unterschied, ob einer befristeten Erwerbsarbeit man-
gels Einkommens- oder Beschäftigungsalternativen nachgegangen werden muss oder 
ob unter Abwägung tatsächlich vorhandener oder erwartbarer alternativer 
Beschäftigungschancen sowie unter Berücksichtigung des prinzipiell nie auszu-
schließenden Prekarisierungsrisikos atypischer Beschäftigung eine Befristung einge-
gangen wird. Der Prekarisierungsgrad hängt also immer auch von den verfügbaren 
Entscheidungsoptionen beziehungsweise der Wahrscheinlichkeit eines Wechsels auf 
eine alternative Stelle (exit option) ab. Mit anderen Worten handeln die sozialen Ak-
teure in prekärer Beschäftigung stets innerhalb eines Erfahrungshorizontes, der 
durch die jeweiligen Grade der objektiven und subjektiv wahrgenommenen 
Gefährdung der eigenen Erwerbsbiografie geprägt ist. Auf jeder Prekarisie-
rungsstufe gibt es Beschäftigte, die ihre Erwerbssituation besser bewältigen können 
als andere, da sie über Entscheidungsoptionen, Netzwerke und Ressourcen verfü-
gen, die es erlauben, eher im Sinne eigener Orientierungen zu handeln. Nicht zuletzt 
ist festzuhalten, dass prekäre Erwerbsarbeit nicht zwangsläufig in prekären 
Wohlstand einmünden muss. Zwar geht eine prekäre Erwerbslage oftmals mit einer 
prekären Lebensführung einher. Aber prekäre Erwerbsarbeit sollte trotzdem nicht 
mit prekärem Wohlstand gleichgesetzt werden. Erfahrungen von Prekarisierung 
innerhalb der Arbeitswelt können nämlich, aber müssen nicht außerhalb des Erwerbsbe-
reichs ihre Fortsetzung finden; sie können auch aufgefangen oder abgemildert wer-
den. Dies hängt von weiteren, im Folgenden allerdings zu vernachlässigenden außer-
arbeitsweltlichen Einflussfaktoren ab, wie zum Beispiel der Stabilität familiärer und 
anderer gemeinschaftlicher Netzwerke, der Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse des gesamten Haushalts, der individuellen »Kapitalausstattung« im Sinne 
Pierre Bourdieus usw. 
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2. Prekäre Erwerbsarbeit zwischen Desintegration und 
Reintegration 

Prekäre Erwerbsarbeit ist in Relation zu anderen, »normalen« Beschäftigungsformen 
durch systematische Benachteiligungen gekennzeichnet. Dies betrifft den Zugang 
zu Ressourcen und Rechten sowie die Zuschreibung von sozialer Anerkennung. Prekäre 
Erwerbsarbeit kann desintegrierend wirken, wenn sie erstens kein existenzsicherndes 
Einkommen ermöglicht; wenn zweitens soziale Sicherheitsgarantien wie Kündigungs-
schutz und betriebliche Leistungen ausgehöhlt werden; wenn drittens der Zugang zu 
Formen der betrieblichen Interessenvertretung nicht oder nur unzureichend ge-
währt wird; wenn viertens permanente Beschäftigungsunsicherheit, etwa aufgrund 
eines befristeten Arbeitsvertrages, vorherrscht; wenn fünftens jede längerfristige Pla-
nungssicherheit für den eigenen Lebensentwurf (Elternschaft, Wohneigentum, 
Organisation des Alltags, private Altersvorsorge) blockiert ist; wenn sechstens berufli-
che Weiterbildungsoptionen versperrt bleiben; und wenn siebtens der soziale Status 
prekär ist, weil etwa die Zugehörigkeit zu betrieblichen Gemeinschaften nur auf 
Zeit gewährt wird. Für prekäre Erwerbslagen gilt, dass sich Unsicherheiten und 
Diskontinuitäten zu einem generalisierten Erfahrungsmuster verdichten. Diese 
generalisierte Unsicherheit kann als fluide Schwebelage ohne dauerhaft kalkulierbare 
Verortung im betrieblichen und außerbetrieblichen Sozialraum beschrieben werden. 

Und trotzdem sollten die mit prekärer Erwerbsarbeit verbundenen Desintegra-
tionspotentiale nicht hypostasiert werden. So deuten die im Rahmen des oben 
genannten Forschungsprojektes befragten Leiharbeiter ihre aktuelle Erwerbslage 
übereinstimmend als prekäre, aber zugleich kontingente Statuspassage. Vor dem 
Hintergrund von Desintegrationserfahrungen unternehmen sie vielfältige Reintegra-
tionsanstrengungen, um die eigene instabile Erwerbslage zu überwinden und die 
Normalität eines regulären, sozial geschützten Arbeitsverhältnisses wieder herzu-
stellen. Diese Bemühungen zur Reintegration leben allesamt von der Hoffnung, 
dass die eigene instabile Erwerbslage überwunden und die »Normalität« eines 
»Normalarbeitsverhältnisses« (wieder)hergestellt werden kann. Reintegration-
sanstrengungen sind umso wahrscheinlicher wie die Erwartung nicht dauerhaft 
enttäuscht wird, dass prekäre Erwerbsarbeit den (Wieder-)Einstieg in akzeptable, 
»normale« Beschäftigung ermöglicht oder der unterbrochene berufliche Weg wieder 
fortgesetzt werden kann. Im umgekehrten Fall ist die Sorge um die eigenen Be-
schäftigungschancen umso verbreiteter, wenn prekäre Erwerbsarbeit nicht mehr als 
»Übergangslösung« wahrgenommen wird, um etwa eine durch Arbeitslosigkeit oder 
Kindererziehung hervorgerufene erwerbsbiografische Lücke auszufüllen, sondern 
als unvermeidbare neue Normalität. Der reintegrative Effekt prekärer Erwerbsar-
beit, der ihre desintegrierenden Folgen gewissermaßen temporär einhegt, basiert im 
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Wesentlichen darauf, dass ein prekäres Beschäftigungsverhältnis als einzig noch 
verbleibende Exit-Option aus der Arbeitslosigkeit wahrgenommen wird, die Hoff-
nung auf geschütztere Anschlussoptionen auf dem Arbeitsmarkt nährt, auch wenn 
dies noch so vage und unbestimmt bleiben mag. Prekäre Erwerbsarbeit erscheint 
deswegen auch als erwerbsbiografische Bewährungsprobe mit Rückkehroption. Sie 
wird als notwendiges Übel betrachtet, das man in Kauf nehmen muss, um den 
Übergang in gesicherte und »gute« Erwerbsarbeit wieder schaffen zu können 
(»Sprungbrett«, »Übergangslösung«) beziehungsweise die Chancen auf eine sozial 
abgesicherte Dauerbeschäftigung zu wahren. Damit gründet die Attraktivität prekä-
rer Erwerbsarbeit in der Möglichkeit ihrer Überwindung. Mit anderen Worten wirkt 
prekäre Arbeit nicht nur desintegrierend, sondern zugleich solange re-integrierend, wie 
die Erwartung nicht dauerhaft enttäuscht wird, in einer unsicheren Erwerbslage nur 
vorübergehend verharren zu müssen und den (Wieder-)Einstieg in reguläre 
Normarbeit zu schaffen. Erst wenn diese Hoffnung dauerhaft enttäuscht wird und 
sich die Erfahrung des unablässigen Pendelns zwischen Zeiten erzwungener Ar-
beitslosigkeit und befristeter, häufig nicht qualifikationsadäquater und schlechter 
bezahlter Beschäftigung verfestigt, dann sind Ad-hoc-Strategien und alltagsweltliche 
Arrangements wahrscheinlich, die ein »Durchkommen« in ständiger Unsicherheit 
ermöglichen sollen. Vor dem Hintergrund vorliegender empirischer Befunde zur 
sozial ungleichen Verteilung von Befristungswahrscheinlichkeiten auf unter-
schiedliche Erwerbsgruppen (vgl. Giesecke/Groß 2002; Struck/Köhler 2004) ist 
gleichwohl davon auszugehen, dass die Hoffnung prekär Beschäftigter, in ein festes 
Arbeitsverhältnis übernommen zu werden, ganz erheblich mit dem Lebensalter, 
dem Geschlecht und dem Qualifikationsniveau korreliert. Insbesondere bei älteren 
Arbeitnehmern kann die auf eine unbestimmte Zukunft projizierte Hoffnung rasch 
der resignativen Gewissheit weichen, dass prekäre Beschäftigung keine vorüberge-
hende Episode, sondern ein erzwungener Dauerzustand ist, der den Zugang zu 
einer qualifikationsadäquaten Dauerbeschäftigung mit »normalem« sozialen 
Absicherungsniveau versperrt und dazu zwingt, ganze Lebenspläne zu korrigieren 
(kumulative Negativkarriere). Das spezifische Integrations- und Desintegrations-
potential einer prekären Beschäftigung hängt also immer auch von der wahrge-
nommenen Wahrscheinlichkeit ab, die »Zone der Prekarität« wieder verlassen und 
in die »Zone der Normalität« hinüberwechseln zu können. Es ist allerdings davon 
auszugehen, dass die skizzierten Reintegrationspotentiale in der »Zone der Prekari-
tät« in dem Maße schwächer werden wie sich die Grenzen dieser Zone verfestigen 
und Übergänge in »Normalarbeit« schwieriger werden. 



670 P L E N U M  X :  U N G L E I C H E R  › W E R T ‹  D E R  A R B E I T  

 

3. Diffusionseffekte prekärer Beschäftigung 

Die Zonen der Prekarität und Normalität sind keine eindeutig abgrenzbaren Seg-
mente der Arbeitsgesellschaft. Eine dynamische Sichtweise ist zu bevorzugen, um 
fließende Übergänge und Abstufungen zwischen stabilen und instabilen Erwerbsla-
gen, um Auf- und Abstiege, das heißt, erwerbsbiografische »Flugbahnen« (Bour-
dieu) sichtbar machen zu können. Eine trennscharfe Unterscheidung zwischen 
unterschiedlichen Zonen wird zudem dadurch erschwert, da instabile Erwerbslagen 
verunsichernd und disziplinierend auf geschützte Normarbeitsverhältnisse zurück-
wirken. Am Beispiel des Einsatzes von Leiharbeitern in der Automobilindustrie, 
von Kontingentarbeitnehmern in der ostdeutschen Bauwirtschaft sowie externen 
Mitarbeitern im Bankenbereich (»Freelancer«) kann veranschaulicht werden, dass 
sich auch innerhalb der »Zone der Integration«, das heißt innerhalb von Stamm-
belegschaften, diffuse Gefühle der Gefährdung und Ersetzbarkeit (Prekarisierungs-
ängste) ausbreiten. Diese Diffusion wird insbesondere dann begünstigt, wenn eine 
reibungsarme Integration der temporär Beschäftigten in den betrieblichen Alltag 
gelingt. 

Die Diffusion von Verunsicherung innerhalb der »Zone der Normalität« kann 
unterschiedliche Formen annehmen. Entweder wird die Sorge um die Beschäfti-
gungssicherheit in die Zukunft projiziert (Typus des Verunsicherten) oder auf die 
unmittelbare Gegenwart bezogen (Typus des Gefährdeten). Im Falle des Verunsicher-
ten-Typus ist über einen langen Zeitraum die eigene Beschäftigung im Unternehmen 
als sicher und dauerhaft erlebt worden. Sie begründete eine stabile berufliche und 
soziale Existenz. Die Einkommenschancen, Arbeitsbedingungen und Karrie-
remöglichkeiten sind bis in die jüngere Vergangenheit hinein durchaus positiv be-
urteilt worden. Diese in sich ruhende Selbstgewissheit ist angesichts einer zuneh-
menden Marktsteuerung der Arbeit (Dörre/Röttger 2003), die auch im Umfeld des 
eigenen Betriebes aufmerksam registriert wird, inzwischen allerdings einer diffusen 
Verunsicherung über die Stetigkeit und Verlässlichkeit der gegenwärtigen Beschäfti-
gung gewichen. Langfristig ausgerichtete Erwartungssicherheiten bezüglich der 
eigenen beruflichen beziehungsweise betrieblichen Stellung haben ihre bislang 
selbstverständliche Geltung verloren. Die Enttäuschung über veränderte Erwerbs-
bedingungen wird gleichwohl noch durch relativ stabile arbeitsrechtliche und be-
triebliche Sicherheitsgarantien wie Kündigungsschutz, (über-)tarifliche Bezahlung, 
Arbeitsplatzgarantien oder die Gültigkeit des Senioritätsprinzips abgefedert. Bis auf 
weiteres stiften diese Sicherheitsgarantien unter veränderten Vorzeichen noch eine 
halbwegs verlässliche Rahmung für berufliche und private Planungen. Vor dem 
Hintergrund einer zunehmenden Marktsteuerung der Arbeit, die auch im Umfeld 
des eigenen Beschäftigungsverhältnisses aufmerksam registriert wird, breitet sich 
gleichwohl ein zunehmendes Gefühl der Ersetzbarkeit aus. Diese Sorge wird aller-
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dings mehrheitlich in die Zukunft projiziert. Dies ist beispielsweise dann der Fall, 
wenn unverrichteter Dinge die Marktnachfrage wegbrechen und die Konkurrenzfä-
higkeit des eigenen Unternehmens unter der Preiskonkurrenz ausländischer Mitbe-
werber leiden sollte; wenn staatliche Subventionierungen des eigenen Arbeitsplatzes 
weiter verringert werden sollten; wenn innerbetriebliche Erwartungen an die indivi-
duelle räumliche Mobilitätsbereitschaft mit den privaten Lebensplanungen unver-
einbar werden sollten; wenn ein bestimmtes Lebensalter im Unternehmen erreicht 
werden sollte; wenn neue betriebliche Leistungs- und Qualifikationsanforderungen 
nicht mehr hinreichend erfüllt werden könnten; wenn Festangestellte durch befristet 
Beschäftigte oder Subunternehmer ersetzt werden sollten; oder etwa wenn das 
bislang vorherrschende sozialpartnerschaftliche Arrangement der betrieblichen 
Sozialbeziehungen seitens des Managements einseitig aufgekündigt werden sollte. 
Den Typus des Verunsicherten, der durch eine defensive Statusbewahrung gekenn-
zeichnet ist, haben wir vor allem bei älteren Befragten im Bankenbereich angetrof-
fen, die von Outsourcingplänen des Managements betroffen sind oder auch bei 
langjährig Beschäftigten einer großen Kaufhauskette, die in den letzten Jahren mas-
siv Personal reduziert hat. 

Im Gegensatz zum Typus des Verunsicherten ist beim Typus des Gefährdeten die 
unbestimmte Sorge um die Zukunftssicherheit des Arbeitsplatzes der Gewissheit 
gewichen, dass der eigene »feste« Arbeitsplatz und die längerfristige private Lebens-
planung, die hierauf ruht, bereits akut oder doch in absehbarer Zeit gefährdet ist. 
Prekarisierungs- und Abstiegsängste werden offen artikuliert: Sie werden genährt 
durch bereits vollzogene beziehungsweise vom Management angedrohte betriebli-
che Personalkostensenkungen und Umstrukturierungen im Umfeld des eigenen 
Arbeitsplatzes. Die Beschäftigten sehen sich mit mehr oder weniger offenen Dro-
hungen konfrontiert (zum Beispiel Lohnkürzungen und Personalabbau, Produkti-
ons- und Standortverlagerungen, Einsatz von befristeten Beschäftigten und Leihar-
beitnehmern, Substitution von Vollzeit- durch Teilzeitstellen und Billigjobs etc.). 
Selbst wenn im Einzelfall unklar bleibt, ob die angekündigten Drohungen glaub-
würdig und durchsetzungsfähig sind, so wirken sie insofern einschüchternd, da 
Ungewissheit oktroyiert wird. Angst ist ein verbreiteter Ausdruck dieser Ungewiss-
heit. Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, dass die disziplinierende Wirkung 
dieser Ungewissheit unterschiedliche Beschäftigtengruppen selbst dann erfasst, 
wenn Drohkulissen des Managements nur selektiv aufgebaut, die Drohungen durch 
Zugeständnisse vorübergehend entschärft werden können oder nur einige Beschäf-
tigte vom tatsächlichen Vollzug der angedrohten Konsequenzen betroffen sind. Die 
Besonderheit derartiger Drohungen liegt in der »Dehnbarkeit« begründet, da eine 
»unbestimmte Besorgnis der Angst« (Popitz 1992: 85) unter den Adressaten der 
Drohung geschürt und verallgemeinert wird. Vor diesem Hintergrund kann auch 
der formale Rechtsstatus der Festanstellung nicht mehr darüber hinweg täuschen, 
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dass derartige Drohungen als Einschüchterungen erlebt werden, denen sich die 
Beschäftigten alltäglich ausgesetzt fühlen. Die formale Unbefristung des Beschäfti-
gungsverhältnisses wird deswegen als Unbefristung auf Abruf erlebt, die zu jeder 
Zeit dementiert werden kann. Auch wenn die formalen Rahmenbedingungen eines 
»normalen« Arbeitsverhältnisses noch Gültigkeit besitzen, so sind sie gleichwohl in 
der betrieblichen Wirklichkeit substanziell längst entkernt. So sehen sich etwa die 
befragten Handwerker aus der ostdeutschen Bauwirtschaft, die in ihrer Mehrheit 
diesem Typ zugeordnet werden können, einer stetigen Absenkung und »inneren« 
Aushöhlung arbeits- und sozialrechtlicher Rahmenbedingungen ausgesetzt. Auch 
die regelmäßige Ableistung unbezahlter Mehrarbeit ist zur neuen Normalität gewor-
den. Vor diesem Hintergrund erleben die Befragten den Einsatz billiger Kontin-
gentarbeitnehmer aus Osteuropa als permanente Bedrohung ihres eigenen Arbeits-
platzes. Die vom Typus des Verunsicherten wie von dem des Gefährdeten artikulierte 
Sorge, in – näherer oder fernerer – Zukunft im Unternehmen »überflüssig« zu wer-
den, aus stabiler Beschäftigung »herauszufallen« und »irgendwann« schlechter be-
zahlte, wenig geschützte und geringer qualifizierte »Jobs« annehmen zu müssen, 
schürt gerade auch innerhalb der »Zone der Integration« auf subtile Weise Desin-
tegrationsängste. Aus diesem Befund kann gefolgert werden, dass eine eindeutige 
Zuordnung von Integration und Desintegration zu einzelnen Zonen der Arbeitsge-
sellschaft wenig sinnvoll ist. Stattdessen können sowohl in der »Zone der Prekarität« 
als auch in der »Zone der Normarbeit« Integrations- und Desintegrationseffekte 
beobachtet werden. 

4. Wandel des Integrationsmodus  

Sowohl Desintegrationserfahrungen von prekär Beschäftigten als auch Prekarisie-
rungsbefürchtungen von regulär Beschäftigten wirken disziplinierend und damit in 
problematischer Weise reintegrierend. Im Gegensatz zum klassischen »rheinischen« 
Integrations-Modell basiert dieser Integrations-Modus allerdings nicht auf gesi-
cherten »Normalarbeitsverhältnissen«, Teilhabeversprechen und Beteiligungschan-
cen, solange man nur Erwerbsarbeit ausübt. Der neue Integrationsmodus gedeiht 
vielmehr auf subtilen Ängsten, den eigenen Arbeitsplatz zu verlieren und sozial 
»abzurutschen«, wenn zum Beispiel die Marktnachfrage wegbricht, die Renditeer-
wartungen der Anteilseigner enttäuscht, betriebliche Leistungskennziffern verfehlt, 
das anvisierte Umsatzvolumen zurückgeht, die Arbeitsproduktivität hinter Vorga-
ben des Managements zurückbleibt oder die Lohnkostenstruktur gegenüber auslän-
dischen Billiganbietern nicht konkurrenzfähig ist. In diesem Falle wird arbeitsweltli-
che Integration durch die Unterordnung unter »Marktgesetze« erzwungen sowie 
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durch die Bereitschaft hergestellt, zum Zwecke der eigenen Arbeitsplatzsicherheit 
auf soziale Sicherheiten zu verzichten und sich den neuen betrieblichen Erforder-
nissen anzupassen. Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, dass dieser Integra-
tions-Modus und prekäre Erwerbsarbeit sich nicht wechselseitig ausschließen. 
Vielmehr kann arbeitsweltliche Integration trotz prekärer Beschäftigung solange 
hergestellt werden, wie die Hoffnung nicht dauerhaft enttäuscht wird, dass die ei-
gene instabile Erwerbslage überwunden und die »Normalität« eines regulären 
Arbeitsverhältnisses (wieder) hergestellt werden kann, wenn man nur bereit ist, 
zumindest tendenziell jede sich bietende, legale Erwerbsarbeit anzunehmen. 

Prekarisierung geht also nicht immer automatisch mit einer weiter voranschrei-
tenden Desintegration einher. Vielmehr kann eine Verschiebung des Integrations-
modus beobachtet werden. Deswegen sollte auch nicht pauschal eine schwindende 
Integrationskraft der Erwerbsarbeit unterstellt werden, wenn prekäre Arbeitsver-
hältnisse und Prekarisierungsängste um sich greifen. Paradoxerweise ist sogar vom 
Gegenteil auszugehen: In dem Maße, wie Erwerbsarbeit enger an kurzfristige unter-
nehmerische Marktrisiken gekoppelt und Arbeitsmarktrisiken individualisiert wer-
den (Re-Kommodifizierung), wird der Integrations-Modus innerhalb der Arbeitswelt 
sukzessive umgestellt. Diese Umstellung des Integrations-Modus kann nur dann in 
den Blick genommen werden, wenn man sich von einem integrations-theoretischen 
Vorverständnis verabschiedet, das normativ stark aufgeladen ist, im Sinne Parsons’ 
positive Integration und negative Desintegration gegenüberstellt und den komple-
xen Zusammenhang von Prekarisierung und sozialer (Des-)Integration allzu sche-
matisch interpretiert (vgl. auch die Hinweise bei Heitmeyer 1997: 26f.). Gegenüber 
derartigen Vereinseitigungen wäre genauer danach zu fragen, ob ein hoher Integra-
tionsgrad innerhalb der Arbeitswelt breite Teilhabechancen ermöglicht und stabile 
soziale Sicherheiten signalisiert oder Ausdruck von Prekarisierungsängsten ist, die 
disziplinierend wirken. 

Wie soeben gezeigt, sollte die Prekarisierungsproblematik nicht auf die Gruppe 
der prekär Beschäftigten beschränkt werden; dies allein schon deswegen, weil sich 
die Befürchtungen um Arbeitsplatzsicherheit weit über die »Zone der Prekarität« 
ausbreiten. Die interzonale Diffusion von Prekarisierungsängsten lässt den her-
kömmlichen Integrationsmodus verblassen, der allen Erwerbstätigen ein bestimm-
tes Maß an Stabilität, sozialer Sicherheit und Teilhabechancen zubilligte. An dessen 
Stelle schiebt sich ein Modus, der Integration durch die implizite Drohung des 
Arbeitsplatzverlustes erzwingt und von der Maxime geleitet ist, dass jeder – selbst ein 
schlecht bezahlter und ungeschützter – Job auch dann besser ist als überhaupt kei-
ner, auch wenn er kein selbständiges individuelles Auskommen ermöglicht. Diese 
Transformation des Integrationsmodus kann – so die abschließende These – aus-
grenzende Integrationsvorstellungen begünstigen. Im Folgenden ist diese ausgrenzende 
Integrationsnorm kurz zu charakterisieren. 
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Wie weiter oben ausgeführt worden ist, können die im Verlauf einer prekären Be-
schäftigungskarriere gemachten Desintegrationserfahrungen auch einen entge-
gengesetzten Effekt haben und Reintegrationsbemühungen verstärken. So unter-
nehmen gerade die befragten prekär Beschäftigten, die die Rückkehr in die »Zone 
der Integration« anstreben, im Betrieb vielfältige Anstrengungen, um leistungsbezo-
gene Erwartungshaltungen nicht zu enttäuschen und sich möglichst geräuschlos in 
den Produktionsalltag einzufügen. Die Bereitschaft zur Anpassung an Strukturen, 
Normen und Verhaltensanforderungen innerhalb der Arbeitswelt dient letztlich 
dem alles überragenden Zweck, der Prekarisierung entfliehen zu können und die 
Chancen auf Übernahme in ein festes Arbeitsverhältnis zu wahren. Unter den Be-
dingungen einer verschärften Konkurrenz um knappe Erwerbsstellen erscheint 
zuweilen die angestrebte Reintegration überhaupt nur noch bei vorbehaltloser Un-
terordnung unter das betriebliche Arbeitsregime denkbar zu sein. In eine ähnliche 
Richtung wirken übrigens auch die gegenüber Stammbelegschaften ausgesproche-
nen Drohungen von Unternehmensleitungen, Lohnleistungen zu kürzen, Produkti-
onsstandorte zu schließen und in Billiglohnländer zu verlagern.  

Das Streben nach Integration innerhalb der Arbeitswelt wird von einer Reihe 
der Befragten des Samples als normative Referenzfolie interpretiert, um gesell-
schaftliche Probleme zu bewerten. Was man von sich selbst erwartet, also sich 
betrieblichen oder marktbedingten Notwendigkeiten zu fügen, das erwartet man 
auch von Anderen. In diesen Fällen geht die betriebliche Verhaltenskonformität mit 
einer spezifischen Integrationsnorm einher, deren Geltung nicht auf den Betrieb 
beschränkt bleibt, sondern sozial generalisiert und als legitimer Maßstab zur Be-
wertung der sozialen Welt herangezogen wird. Typisch für diese Integrationsnorm 
ist die Vorstellung, dass sich die Legitimität von Ansprüchen an ökonomischer und 
gesellschaftlicher Teilhabe daran bemisst, ob ein sichtbarer Leistungsbeitrag für die 
Gesellschaft erbracht wird. Eine Folge dieser Normgeneralisierung ist, dass Bevöl-
kerungsgruppen sozialmoralisch stigmatisiert und aus der Gemeinschaft der Leis-
tungsfähigen symbolisch ausgegrenzt werden, die dieser Norm nicht zu entsprechen 
scheinen. Insbesondere ethnischen Minderheiten und so genannten sozialen Rand-
gruppen werden Leistungsverweigerung und illegitime Vorteilserschleichung auf 
Kosten der nationalen Gemeinschaft der Leistungswilligen vorgeworfen. Diesen 
Gruppen wird pauschal unterstellt, »nichts zu leisten«, »nichts auf sich nehmen«, nur 
»die Hand aufzuhalten«, »Ansprüche zu stellen« und sich auf die sozialen Siche-
rungssysteme zu verlassen. Beklagt wird vor allem eine mangelnde Anpassungsbe-
reitschaft von ethnischen Minderheiten an die Mehrheitskultur der Autochthonen, 
ihres Wertesystems und ihrer symbolischen Praktiken. Integration wird in diesem 
Deutungsmuster als einseitige Bringschuld der zu Integrierenden wahrgenommen. 
Die reziproke Anerkennung kultureller Differenzen wird zurückgewiesen und die 
Integration von Ausländern allenfalls als geräuschlose Assimilierung akzeptiert. Ent-
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gegen den Modellannahmen der Desintegrationshypothese ist paradoxerweise also 
auch vom Gegenteil auszugehen. Ausgrenzende Deutungsmuster können auch 
Folge einer spezifischen Integrationsnorm sein, die im Verlauf des Arbeitslebens 
durch Anpassungsleistungen an reale beziehungsweise vermeintliche Zwänge ge-
nährt und als normative Bezugsrahmen herangezogen werden, um wahrgenommene 
Problemlagen innerhalb und außerhalb der Arbeitswelt zu beurteilen. 
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